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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 40/14 B 
 
L 2 AS 519/11 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 27 AS 1370/09 (SG Halle) 
 
 
 
……………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Burgenlandkreis, 
Bahnhofstraße 48, 06618 Naumburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 27. März 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter  

Prof. Dr.  B e c k e r    und   Dr.  F l i n t  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 17. Oktober 2013 wird als unzulässig 

verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat mit einem an das Bundessozialgericht gerichteten Schreiben vom 9.2.2014 ge-

gen das Urteil des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 17.10.2013, mit dem das Urteil 

des Sozialgerichts Halle vom 24.10.2011 teilweise abgeändert und die Berufung im Übrigen zu-

rückgewiesen wurde, Beschwerde eingelegt; er wendet sich damit sinngemäß gegen die Nicht-

zulassung der Revision in dem genannten Urteil.   

 

Die Beschwerde ist unzulässig, sie entspricht nicht der gesetzlichen Form. Eine Nichtzulas-

sungsbeschwerde kann wirksam nur durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten ein-

gelegt werden (§ 73 Abs 4 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Hierauf ist der Kläger in der Rechts-

mittelbelehrung des angefochtenen Urteils hingewiesen worden.  

 

Mit dem vom Kläger persönlich verfassten Schreiben konnte er nicht wirksam Beschwerde ein-

legen. Die nicht formgerecht eingelegte Beschwerde ist nach § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG ohne Zuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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